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TOP 14: „Konsequenzen aus dem Bericht des Bundesrechnungshofes zum Instandhaltungsstau bei der Bahninfrastruktur ziehen: Das Schienennetz gehört auf Dauer in die Verantwortung des Bundes“
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Es gilt das gesprochene Wort.
Anrede,

die Deutsche Bahn AG hat Medienberichten zufolge im vergangenen Jahr ihren Gewinn gegenüber 2005 mit fast 2,5 Milliarden Euro fast verdoppelt. Das Unternehmen wird in der für morgen (Donnerstag) angesetzten Bilanz-Pressekonferenz die Zahlen erläutern. 
Dabei sieht sich die Bahn jedoch außerstande, die von ihr erwirtschafteten Gewinne auf einzelne Länder zu beziehen. Wir können aber davon ausgehen, dass Nordrhein-Westfalen mit ca. 600 Millionen Euro an dem Gesamtbetriebsergebnis beteiligt ist. Damit gehört NRW – und hier insbesondere der Nahverkehr – zu den herausragenden Gewinnbringern der DB AG!
Diese Tatsache spiegelt sich in keinster Weise im Investitionsverhalten der Bahn in Nordrhein-Westfalen wider. Dies rügt die SPD-Landtagsfraktion aufs schärfste! – Das vor allem, da der größte Teil der ausgewiesenen Gewinne nur durch massive öffentliche Subventionen erwirtschaftet werden konnte.

Die Steuermittel sollen nicht zur Verschönerung der Gewinnbilanz sondern zur Verbesserung der Angebots- und Bedienungsqualität auf der Schiene in unserem Land verwendet werden. 

Die Ursache, dass dies nicht geschieht, ist offenkundig in der hochaktuellen Privatisierungsdebatte für die DB AG zu sehen: denn seit Mitte 2003 prüft die Bundesregierung die Voraussetzungen für eine Kapitalmarktfähigkeit und einen möglichen Börsengang der Bahn. Nach sorgfältiger Analyse verschiedener Privatisierungsvarianten und intensiver Prüfung der damit verbundenen Auswirkungen hat der Deutsche Bundestag Eckpunkte einer Teilprivatisierung der DB AG verabschiedet.
Zu diesen Eckpunkten gehört die Festlegung, die bestehende Infrastrukturverantwortung des Bundes umfassend zu sichern und hierzu vertragliche Regelungen für Qualitätsziele der Infrastruktur vorzugeben und bei Vertragsverletzungen mit Sanktionen zu versehen.

Weiterhin gilt die Vereinbarung, dass private Investoren nicht an den Infrastrukturunternehmen, die die Eisenbahninfrastruktur halten, beteiligt werden.
Die Bundesregierung ist aufgefordert, möglichst bis zum 31. März 2007 (also bis Ende dieser Woche) auf der Basis dieser Eckpunkte einen ressortabgestimmten Referentenentwurf für ein Privatisierungsgesetz vorzulegen. Soweit zum Sachstand.
Anrede,

dieser abgestimmte Referentenentwurf eines Bahnprivatisierungsgesetzes existiert zurzeit noch nicht! Hierzu sind viele Vorschläge gemacht worden – und genauso viele Vorschläge auch wieder verworfen worden. Die SPD-Landtagsfraktion begleitet den beabsichtigten Privatisierungsprozess der DB AG auf Bundesebene kritisch und konstruktiv. Dabei sehen wir auch bei der DB AG nicht, dass eine Regelung nach dem Motto „Privat vor Staat“ bei einem Unternehmen, das wie kein anderes am „öffentlichen Tropf“ hängt, tatsächlich zu einer Lösung führen soll.

Anrede,

die Eifrigkeit der anderen Landtagsfraktionen einschließlich der Landesregierung nehme ich mit Interesse zur Kenntnis – und kann sie mir nur dadurch erklären, dass der nordrhein-westfälische Landtag in dieser Frage überhaupt nicht zuständig ist:
Liebe Kolleginnen, liebe Kollegen – verehrte Landesregierung, seit Oktober 2006 liegt uns ein Bericht über den Zustand und die Erhaltungsbedarfsprognosen für die Landesstraßen in Nordrhein-Westfalen vor. Dieser kommt zu einem aktuellen Nachholbedarf von 322 Millionen Euro und besagt, dass die im Haushalt vorgesehenen Finanzmittel in keinster Weise ausreichen, das bereits schlechte Zustandsniveau der Landesstraßen in NRW zu halten.
Bei diesem verkehrspolitischen Anliegen sind die Landesregierung und der nordrhein-westfälische Landtag unmittelbar verantwortlich. Ist das der Grund, warum sie zur Landesstraßeninfrastruktur in NRW so ausgiebig schweigen und sich lieber über die Bundesschieneninfrastruktur verständigen?

Anrede,

die SPD-Landtagsfraktion läuft der Bahnprivatisierung nicht hinterher! Wir drängen unabhängig davon darauf, dass in Nordrhein-Westfalen wesentlich mehr für die Schieneninfrastruktur von Seiten der Bahn AG investiert wird. Wir fordern eine kundenorientierte und gute Bahn – die Landesregierung und die Regierungsfraktionen kürzen hingegen die Nahverkehrsmittel und die Grünen lehnen den Rhein-Ruhr-Express ab.
Ich empfehle ihnen daher sehr, erst einmal ihre eigenen Hausaufgaben zu machen.
Vielen Dank für Ihre Aufmerksamkeit!

